
 
 
 

240.000 EUR fest. Das Ehepaar legte gegen die Zinsfestsetzung 
Einspruch ein und beantragte die Aussetzung der Vollziehung. 

Der Bundesfinanzhof gab dem Aussetzungsantrag statt. Bei summari-
scher Prüfung hatte er für Verzinsungszeiträume ab dem Jahr 2015 
schwerwiegende Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Zinsregelung. 
Danach betragen die Zinsen für jeden Monat einhalb Prozent einer nach-
zuzahlenden oder zu erstattenden Steuer. 

Hinweis: Zur Frage, ob der gesetzliche Zinssatz für Veranlagungszeiträu-
me ab 2010 bzw. ab 2012 verfassungsgemäß ist, liegen dem Bundesver-
fassungsgericht bereits Verfassungsbeschwerden vor. Über diese wird 
voraussichtlich noch im Jahr 2018 entschieden werden. 

Privatverkauf bei eBay ist dem Inhaber des eBay-Nutzer-
namens zuzurechnen 

Schon seit mehreren Jahren überwacht die Finanzverwaltung mittels 
spezieller Programme Verkäufe über Internetplattformen. Im Fokus stehen 
auch „Privatverkäufer“, die nur unter Angabe eines fiktiven Nutzernamens 
eine Vielzahl von Waren veräußern, aber die daraus erzielten Erlöse weder 
der Einkommensteuer noch der Umsatzsteuer unterwerfen. 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat entschieden, dass die Umsät-
ze der Person zuzurechnen sind, unter deren Benutzernamen die Verkäu-
fe ausgeführt wurden. Im entschiedenen Fall wurden auf der Plattform 
eBay über das Nutzerkonto eines Ehemanns über mehrere Jahre hinweg 
hunderte Verkäufe abgewickelt, die zu einem jährlichen Gesamtumsatz 
von über 20.000 EUR führten. Damit lag eine nachhaltige 
unternehmerische Tätigkeit vor. Umsatzsteuer wurde nicht erklärt und 
nicht abgeführt. 
Das Finanzamt hatte zunächst Umsatzsteuerbescheide gegen den Ehe-
mann und seine Ehefrau jeweils als Einzelunternehmer erlassen, weil auch 
Gegenstände der Ehefrau über den Benutzernamen veräußert wurden. 
Dagegen wehrten sich die Eheleute erfolgreich. Nunmehr nahm das 
Finanzamt nur noch den Ehemann in Anspruch, weil er das Nutzerkonto 
Jahre zuvor eröffnet hatte und damit zivilrechtlicher Vertragspartner des 
jeweiligen Verkaufsvorgangs war. 
Das Finanzgericht bestätigte die Auffassung des Finanzamts. 
 

 

Dashcam-Aufnahmen: Verwertbarkeit als Beweismittel im 
Unfallhaftpflichtprozess 

Obwohl eine permanente anlasslose Aufzeichnung des gesamten 
Geschehens auf und entlang der Fahrstrecke eines Fahrzeugs mittels 
einer sog. Dashcam datenschutzrechtlich unzulässig ist, kann die Video-
aufzeichnung im Unfallhaftpflichtprozess als Beweismittel verwertet wer-
den. Das hat der Bundesgerichtshof entschieden. 

Nach Auffassung des Gerichts ist bei der vorzunehmenden Abwägung 
das Interesse des Geschädigten an der Durchsetzung seiner zivilrecht-
lichen Ansprüche und sein Anspruch auf rechtliches Gehör höher zu 
bewerten als das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Unfallgegners, 
insbesondere sein Recht auf informationelle Selbstbestimmung und sein 
Recht am eigenen Bild. 

Datenschutzrechtlich zulässig ist eine kurze, anlassbezogene Aufzeich-
nung des Unfallgeschehens, etwa durch ein dauerndes Überschreiben der 
Aufzeichnungen in kurzen Abständen und Auslösen der dauerhaften 
Speicherung erst bei Kollision oder starker Verzögerung des Fahrzeugs. 

Nachbarschaftshilfe: Haftung im Schadensfall? 

Hilft jemand einem anderen unentgeltlich und verursacht dabei einen 
Schaden, gehen Gerichte häufig davon aus, dass beide stillschweigend 
die Haftung ausgeschlossen haben, also gegenseitig nicht für Schäden 
haften. 

Nach einer Entscheidung des Oberlandesgerichts Nürnberg gilt dies 
allerdings nicht, wenn der Schädiger über eine Haftpflichtversicherung 
verfügt. Nach Auffassung des Gerichts ist  es wahrscheinlich, dass jemand 
zwar einen helfenden Freund von privater Haftung freistellen will. Nicht 
anzunehmen sei hingegen, dass er auch dessen Haftpflichtversicherung 
freistellen will. 

Keine Abfärbung gewerblicher Einkünfte bei Verlusten 

Eine Personengesellschaft, die auch gewerbliche Einkünfte erzielt, gilt in 
vollem Umfang als Gewerbebetrieb, selbst wenn sie hauptsächlich nicht 
gewerbliche Einkünfte erzielt. Eine Umqualifizierung der nicht gewerbli-
chen Einkünfte erfolgt nur dann nicht, wenn die Nettoumsatzerlöse aus 
der gewerblichen Tätigkeit 3 % der gesamten Nettoumsatzerlöse der 
Gesellschaft und 24.500 EUR im Veranlagungszeitraum nicht übersteigen. 

Aus dieser Bagatellgrenze, die die Rechtsprechung aufgestellt hat, folgt, 
dass nur positive gewerbliche Einkünfte zu einer Abfärbung auf die 
ansonsten nicht gewerblichen Einkünfte führen können. Negative 
Einkünfte können eine Abfärbung nicht bewirken. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

 

nachstehend erhalten Sie unsere Mandanteninformationen für das 
III. Quartal 2018: 

Geschäftsführer einer GmbH sind regelmäßig sozial-
versicherungspflichtig 

Geschäftsführer einer GmbH unterliegen grundsätzlich den Weisungen 
der Gesellschafter und sind deshalb regelmäßig als abhängig beschäftigt 
und damit als sozialversicherungspflichtig anzusehen. Dies hat das Bun-
dessozialgericht entschieden. 

Eine Ausnahme gilt für Geschäftsführer, die zugleich Gesellschafter der 
GmbH sind, wenn sie durch Einflussnahme auf die Gesellschafterver-
sammlung die Geschicke der Gesellschaft bestimmen können. Dies ist 
regelmäßig der Fall, wenn ein Geschäftsführer mindestens 50 % der 
Anteile am Stammkapital hält. Bei einer geringeren Kapitalbeteiligung 
bedarf es ausdrücklicher Regelungen im Gesellschaftsvertrag über eine 
umfassende und unentziehbare Sperrminorität, sodass es dem 
Geschäftsführer möglich ist, ihm nicht genehme Weisungen der Gesell-
schafterversammlung zu verhindern. 

Dementgegen kommt es nicht darauf an, ob ein Geschäftsführer einer 
GmbH im Außenverhältnis weitreichende Befugnisse besitzt oder ihm 
etwaige Freiheiten, z. B. bei den Arbeitszeiten, eingeräumt werden. Ent-
scheidend sind vielmehr die rechtlich durchsetzbaren Einflussmöglichkei-
ten auf die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung. 

Wohnungseigentümer müssen auch hohe Sanierungskosten 
tragen 

Hat ein Altbau feuchte Wände und ist dadurch die Nutzung der Räum-
lichkeiten stark beeinträchtigt, muss eine Wohnungseigentümergemein-
schaft die Schäden beseitigen, auch wenn die Kosten dafür sehr hoch 
sind. Notfalls muss die Sanierung gemeinsam finanziert werden. Das hat 
der Bundesgerichtshof entschieden. 

In einem 1890 erbauten Gebäude waren die Außenwände in drei Eigen-
tumseinheiten im Souterrain stark durchfeuchtet. Laut einem eingeholten 
Gutachten sollte die Sanierung 300.000 EUR kosten. Der Mehrheit der 
Eigentümer war dies zu teuer. Die Sanierung wurde mit der Begründung 
abgelehnt, dass in Altbauten feuchte Wände durchaus üblich seien. 

Nach Auffassung des Gerichts muss die Sanierung durchgeführt werden. 
Eine Eigentümergemeinschaft ist verpflichtet, das Gemeinschaftseigentum 
instand zu halten und notfalls auch zu sanieren. Entscheidend ist dabei, 
wie die Räume genutzt werden. Für Kellerräume in einem Altbau würden 
andere Maßstäbe gelten als für Wohnungen und Geschäftsräume. Bei 
letzterer Nutzung könne auch bei Altbauten erwartet werden, dass die 
Wände nicht feucht sind. 

Nachzahlungszinsen könnten ab 2015  verfassungswidrig 
hoch sein 

Ein Ehepaar musste im Jahr 2017 nach einer Außenprüfung Einkom-
mensteuer nachzahlen. Gleichzeitig setzte das Finanzamt für den Zeit-
raum April 2015 bis November 2017 Nachzahlungszinsen von etwa 

 

Keine anteilige Verdienstgrenze mehr bei kurzfristiger 
Beschäftigung 

Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, wenn der Beschäftigte von sei-
nem Arbeitgeber nur mit einem zeitlich geringfügigen Arbeitseinsatz 
betraut ist und ihm keine weiteren Arbeitseinsätze in Aussicht gestellt 
werden. Das heißt, dass die Beschäftigung von vornherein auf max. drei 
Monate bzw. 70 Arbeitstage befristet ist. Grundsätzlich unterliegen diese 
sog. kurzfristigen Minijobs keiner Verdienstobergrenze. Die Beschäftigung 
ist sozialversicherungsfrei. Es fallen lediglich geringe Abgaben, z. B 
Krankheits- und Mutterschaftsumlage, an. 

Übersteigt das Entgelt jedoch 450 EUR im Monat, müssen Arbeitgeber 
prüfen, dass keine Berufsmäßigkeit vorliegt. Das Bundessozialgericht hat 
entschieden, dass die monatliche Entgeltgrenze von 450 EUR auch bei 
sehr kurzen Beschäftigungen unter einem Monat gilt. Die Ermittlung einer 
anteiligen monatlichen (tageweisen) Verdienstgrenze entfällt damit. Folg-
lich können Arbeitgeber auch für nur wenige Tage bis zu 450 EUR zahlen 
und eine sozialversicherungsfreie kurzfristige Beschäftigung melden. 

Kein Haftungsausschluss bei arglistigem Verschweigen von 
Sachmängeln beim Grundstückskauf 

Im Verkaufsprospekt einer Immobilie wurde u. a. damit geworben, dass 
diese technisch und optisch auf dem neuesten Stand sei. Zudem sei das 
Haus unterkellert und trocken. Der Kaufvertrag sah deshalb auch einen 
Haftungsausschluss für Sachmängel vor. Nach Erwerb des Hauses stellte 
der Käufer Feuchtigkeit im Keller fest. Trotz Haftungsausschlusses ver-
langte der Käufer die Rückabwicklung des Kaufvertrags. 

Der Bundesgerichtshof sprach ihm dieses Recht zu. Zwar gilt ein Haf-
tungsausschluss grundsätzlich auch für Angaben in einem Verkaufspros-
pekt. Hierauf kann sich der Verkäufer aber nicht berufen, wenn er den 
Mangel arglistig verschwiegen hat. Der Keller war kurz vor dem Verkauf 
frisch gestrichen worden, um Feuchtigkeitsschäden zu überdecken. Dies 
sei dem Käufer trotz Nachfrage nicht offenbart worden. Im Rahmen der 
Rückabwicklung des Kaufvertrags erhält dieser den Kaufpreis und die 
bezahlten Nebenkosten rückerstattet. 

 

 

Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant, 



 
 
 

 

Keine überhöhten Anforderungen an Rechnung für Vorsteuer-
abzug 

Eine Rechnung muss, um zum Vorsteuerabzug zu berechtigen, insbeson-
dere Angaben zu der dem Leistenden erteilten Steuernummer oder 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, zur Menge und Art (handelsübliche 
Bezeichnung) der gelieferten Gegenstände und zum Umfang und zur Art 
der sonstigen Leistung sowie zum Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen 
Leistung enthalten. Entscheidend ist, dass die Rechnungsangaben es der 
Finanzverwaltung ermöglichen, die Entrichtung der Umsatzsteuer und ggf. 
das Bestehen des Vorsteuerabzugsrechts zu kontrollieren. Deshalb dürfen 
keine überhöhten oder unzumutbaren Anforderungen an die Rechnung 
gestellt werden. 

So kann sich z. B. die grundsätzlich erforderliche Angabe des Kalender-
monats, in dem die Leistung erfolgte, aus dem Ausstellungsdatum der 
Rechnung ergeben, wenn nach den Verhältnissen des Einzelfalls davon 
auszugehen ist, dass die Leistung in dem Monat bewirkt wurde, in dem 
die Rechnung ausgestellt wurde. Dabei muss das Finanzamt auch ergän-
zende zusätzliche Informationen des Steuerpflichtigen berücksichtigen 
und darf sich nicht auf die Prüfung der Rechnung selbst beschränken. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Kein Ausgleich überdurchschnittlicher Arbeitszeit durch 
Urlaubs- und Feiertage 

Bei der Berechnung der Höchstarbeitszeit nach dem Arbeitszeitgesetz 
dürfen Urlaubs- und Feiertage nicht als Ausgleichstage berücksichtigt 
werden. Das entschied das Bundesverwaltungsgericht im Fall eines Kran-
kenhauses, das für die bei ihm beschäftigten Ärzte Arbeitszeitschutzkon-
ten führte, um die Einhaltung der höchstzulässigen Arbeitszeit im Jahres-
durchschnitt sicherzustellen. Es wertete dabei Urlaubs- und Feiertage als 
Arbeitstage mit einer geleisteten Arbeitszeit von null Stunden. Damit 
dienten diese Tage als Ausgleich für an anderen Tagen geleistete Mehrar-
beit. 

Aus dem systematischen Zusammenhang des Arbeitszeitgesetzes und 
des Bundesurlaubsgesetzes ergibt sich jedoch, dass als Ausgleichstage 
nur Tage dienen können, an denen der Arbeitnehmer nicht ohnehin von 
der Arbeit freigestellt ist. 

Kindergeldanspruch bei mehraktiger Berufsausbildung 

Eine volljährige Tochter hatte ihre Ausbildung zur Steuerfachangestellten 
abgeschlossen. Während ihrer anschließenden Fortbildung zur Steuer-
fachwirtin arbeitete sie regelmäßig mehr als 20 Stunden pro Woche in 
einer Steuerberatungskanzlei. Sie behauptete, ihr Berufsziel „Steuerfach-
wirtin“ noch nicht erreicht zu haben. Nach der entsprechenden Prüfungs-
ordnung ist die erfolgreich abgeschlossene Ausbildung zur Steuerfachan-
gestellten Voraussetzung; ebenso wie die dreijährige Berufserfahrung als 
Steuerfachangestellte. Ihr erster Abschluss sei hiernach integrativer 
Bestandteil eines einheitlichen Ausbildungsgangs. 

Dem widersprach das Finanzgericht Düsseldorf. Ein einheitlicher Ausbil-
dungsgang liegt nur vor, wenn die Ausbildungsabschnitte in einem engen 
sachlichen Zusammenhang zueinander stehen und in engem zeitlichem 
Zusammenhang durchgeführt werden. Die Berufsausbildung Steuerfach-
angestellte und die Fortbildung Steuerfachwirtin seien keine Ausbildungs-
einheit. Vielmehr liege eine die berufliche Erfahrung berücksichtigende 
Fortbildungsmaßnahme (Zweitausbildung) vor. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Hinweis: Der Bundesfinanzhof hat zwischenzeitlich in einem anderen Fall 
entschieden, dass es sich bei einer nach Beendigung der Ausbildung zur 
Steuerfachangestellten nachfolgenden Fachschulausbildung um eine 
Zweitausbildung handelt, wenn das Kind diese nicht zum nächstmögli-
chen Zeitpunkt fortsetzt. Eine mehr als 20 Wochenstunden umfassende 
Erwerbstätigkeit während der Wartezeit und während der Durchführung 
der Fachschulausbildung schließt einen Kindergeldanspruch aus. 

Geschlossener Immobilienfonds: Rückabwicklung oder steu-
erpflichtige Veräußerung 

Eheleute hatten sich an einem geschlossenen Immobilienfonds beteiligt, 
der aber nicht die versprochenen Renditen erwirtschaftete. Sie verklagten 
daher die Bank, die die Beteiligung vertrieben hatte, auf Schadensersatz 
und Rückabwicklung der Beteiligung. Im Rahmen eines Vergleichs zahlte 
die Bank eine Abfindung, die das Finanzamt als Veräußerungspreis für die 
Immobilie wertete. Es ermittelte einen Gewinn aus einem privaten Veräu-
ßerungsgeschäft, weil die Beteiligung weniger als zehn Jahre bestanden 
hatte. 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass der Abfindungsbetrag aufzuteilen 
ist. Soweit er den Wert der Immobilie übersteigt, ist er nicht Veräuße-
rungspreis, sondern steuerfreier Schadensersatz. 

 
Wir wünschen Ihnen alles Gute, mit den besten Grüßen 
 
J. Hollstein   M. Turko  R. Haever  F. Güntzler 
 

J.-K. Vietor T. Kumpe    M. Engel 
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